
Ländliche Räume – Regionen mit Zukunftspotenzial!


Grüne Politik eröffnet den ländlichen Räumen im „Ländle“ neue Perspektiven: So erschließt die konsequente Anwendung erneuerbarer Energien und nachwachsender Rohstoffe neue Wertschöpfungspotenziale für Handwerk und Landwirtschaft vor Ort. Grüne Naturschutzpolitik trägt durch nachhaltige Nutzungskonzepte zum Erhalt der Biodiversität bei und macht den ländlichen Raum als Erholungs- und Lebensraum für den sanften Tourismus attraktiv. Die PLENUM-Projektgebiete, das neu geschaffene Biosphärenreservat Schwäbische Alb und die zahlreichen Naturparks sind anschauliche Beispiele dafür und sie zeigen, dass diese Konzepte ihre Wirkung entfalten. 


Eine Zukunft für die Landwirtschaft im Land sehen wir nur in der konsequenten Weiterentwicklung der grünen Agrarwende durch eine gentechnikfreie, regionale, ökologische und qualitativ hochwertige Produktion, welche die Erschließung neuer Marktanteile und die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze in den ländlichen Regionen ermöglicht.

Für zukunftsfähige ländliche Räume 


Durch angepasste, nachhaltige und auf die jeweilige Region angepasste Konzepte (und nicht allein durch den Anschluss ans Breitbandkabelnetz) wollen wir die Lebensqualität und die Attraktivität der ländlichen Regionen langfristig erhalten und ausbauen. Denn ländliche Regionen machen 70 Prozent der Landesfläche aus und dort lebt immerhin die Hälfte der Bevölkerung.

Ländliche Regionen mit prosperierenden Wirtschaftsbetrieben entwickeln sich dann, wenn die Rahmenbedingungen für Wirtschaftszweige mit hoher und nachhaltiger Wertschöpfung stimmen. Zukunftsfähige Arbeitsplätze entstehen dort, wo innovative Umwelttechnologien, Ressourcen schonende Produktionsverfahren und neue Wege der Vermarktung erdacht, entwickelt und angewandt werden. In der ökologischen Lebensmittelwirtschaft in Deutschland hat sich die Zahl der Arbeitsplätze in den letzten zehn Jahren auf 150.000 verdoppelt. Im Bereich der erneuerbaren Energien arbeiten mittlerweile bundesweit mehr als 200.000 Menschen. 

Handwerk und mittelständische Betriebe stärken

Das Rückgrat der ländlichen Wirtschaftsentwicklung bilden kleine und mittlere Unternehmen, die die Wertschöpfung in der Region halten. Bündnis 90/Die Grünen wollen die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für diese Unternehmen verbessern, regionale Wirtschaftskreisläufe unterstützen und zusätzlich gezielt solche Wirtschaftsinitiativen fördern, die den Standortvorteilen des ländlichen Raumes folgen. Dazu zählen neben der eigentlichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft die zahlreichen Verarbeitungsbetriebe vor Ort wie Schreiner, Bäcker, Metzger, regionale Gastronomie oder Fruchtsaftkeltereien sowie Dienstleistungen im Bereich sanfter Tourismus, Umweltbildung, Erzeugung erneuerbarer Energien, Freizeit und Gesundheit.

Regionale Infrastruktur modernisieren und erhalten


Aus grüner Sicht entscheidend ist die Sicherstellung einer guten Grundversorgung wichtiger Dienstleistungen wie Post und Breitbandkabel, ÖPNV, Hausärzte, Kindergärten und Grundschulen. Wir wollen das „Zentrale-Orte-Prinzip“ stärken, die Verkehrsfinanzierung vom Straßenneubau auf deren Erhalt und auf den Betrieb des Öffentlichem Personennahverkehrs in der Fläche umlenken, neue Rahmenbedingungen für eine verbesserte Kooperation von Kommunen schaffen sowie die medizinische Versorgung durch flexible und mobile Angebote sichern. Im Bildungsbereich setzen wir auf Kindertagesstätten mit verlässlichen Betreuungszeiten, qualitativ gute Bildungsangebote sowie Primar- und Sekundarschulen bis zur 9. beziehungsweise 10. Klasse in Wohnortnähe. 

Die Infrastruktur darf auf dem Land nicht ausbluten. Ländliche Räume haben nur dann eine Perspektive, wenn sie auch für junge Menschen und Familien mit Kindern attraktiv bleiben. Deshalb braucht es gerade auf dem Land eine kinder- und familienfreundliche Infrastrukturausstattung. Die Nutzung und der deutliche Ausbau regenerativer Energien wie Wind- und Wasserkraft, Photovoltaik und Solarwärme, Biomasse und Geothermie gehören für die Grünen dabei ebenso wie die Berücksichtigung von Naturschutz und Umweltstandards zu einer modernen Entwicklung des ländlichen Raumes.

Die Erarbeitung integrierter Entwicklungskonzepte muss zur Grundbedingung für die Fördermittelvergabe im ländlichen Raum werden. Integrierte Entwicklungskonzepte vernetzen die Akteure aus Wirtschaft, Verbandsarbeit, Politik und anderen Bereichen einer Region und stimmen deren Projekte, Investitionen und Entscheidungen aufeinander ab. Das schafft Synergieeffekte und stärkt die Effizienz der eingesetzten Fördermittel.

Regionale, qualitätsorientierte & ökologische Landwirtschaft 

Aufgrund des zunehmenden Preisdrucks auf globaler werdenden Märkten bietet die Erzeugung von Bioprodukten sowie gentechnikfreien und regionalen Qualitätslebensmitteln mit angeschlossener regionaler Vermarktung für viele bäuerliche Betriebe eine zukunfts- und damit Arbeitsplatz sichernde Perspektive. Ökobetriebe haben gegenüber konventionell wirtschaftenden im Durchschnitt einen um 30 Prozent höheren Arbeitskräftebesatz und sind somit für die ländlichen Räume ein wichtiger Jobmotor. Dieser Effekt wird durch den höheren Diversifizierungsgrad ökologischer Betriebe verstärkt, weil dieser auch außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze im Bereich Verarbeitung, Vermarktung oder Tourismus schafft. 

Die Grünen unterstützen den weiteren Ausbau des ökologischen Landbaus sowie die Förderung naturverträglicher Landnutzungsformen wie etwa Wanderschäferei, Weidehaltung und Streuobstbau, um die steigende Nachfrage nach diesen Produkten auch durch lokale Angebote zu befriedigen. Zudem ist der Bioanbau durch den Verzicht auf mineralische Dünger wesentlich klimafreundlicher als der konventionelle Anbau. Die konventionellen Betriebe wollen wir bei der Umstellung stärker unterstützen. Denn bis heute steht die Landwirtschaft an erster Stelle bei den Auswirkungen auf die biologische Vielfalt.

Alle Förderprogramme des Landes müssen regelmäßig auf den Prüfstand. Die einseitige Förderung von Agrar-Großbetrieben und die zunehmende Industrialisierung der Produktion ist der falsche Weg. Bei den Förderrichtlinien sollen besonders Maßnahmen zur Unterstützung der Landwirtschaft in benachteiligten Regionen, Grünland-, Streuobst-, Steillagenweinbauprogramme und Programme zur Vermarktung regionaler Produkte sowie zur Erhaltung der Kulturlandschaft eindeutig Priorität genießen. Das Land muss sich bei der Vergabe von EU-Fördermitteln wieder mehr an der Qualität der Bewirtschaftung und nicht ausschließlich an der Größe der bewirtschafteten Fläche orientieren! 

„Gentechnikfreie Zone Baden-Württemberg“

Gentechnikfreiheit ist ein wichtiger Wettbewerbsvorteil für die deutsche Landwirtschaft. Immerhin lehnen 80 Prozent der Konsumenten Gentechnik in Nahrungsmitteln ab. Das noch unter Rot-Grün verabschiedete Gentechnikgesetz bietet der gentechnikfreien Lebensmittelproduktion im Moment noch den unter den aktuellen EU-Rahmenbedingungen bestmöglichen Schutz. 

Die baden-württembergische Landesregierung hat im Februar 2009 dem politischen Druck und Engagement vieler Initiativen nachgegeben und die Einstellung der eigenen Gentechnikversuche erklärt. Dies reicht aber noch nicht aus, die Grünen fordern auch, dass die im Auftrag des Bundes im Jahr 2009 vorgesehenen Sortenprüfungen mit gentechnisch veränderten Pflanzen nicht durchgeführt werden. Erst dann, wenn in Rheinfelden und Ladenburg keine Gen-Sorten mehr wachsen, ist Baden-Württemberg gentechnikfrei und auf dem richtigen Weg. Verbraucherschutz fordert umfassende Information, Wahlfreiheit und Transparenz. 

Dazu gehören klare Vorgaben zu Grenzwerten und Verunreinigungen bei Lebens- und Futtermitteln. Wir setzen uns dafür ein, dass der in der EU-Saatgutverordnung festgeschriebene Kennzeichnungsschwellenwert für gentechnische Verunreinigungen bei Saatgut von 0,9 Prozent auf 0,1 Prozent (Nachweisgrenze) gesenkt wird und dass Lebensmittel (Eier, Milch und Fleisch) von Tieren, die mit gentechnisch verändertem Futter ernährt wurden, künftig entsprechend gekennzeichnet werden müssen. 

Waldnutzung: nachhaltige und ökologische Forstwirtschaft

Der Wald ist mehr als die Summe seiner Bäume: Rückzugs- und Lebensraum für Fauna und Flora, Erholungsnutzung, Beitrag zum Klimaschutz und zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und unseres Naturerbes, Bildung und Speicherung von sauberem Grund- und Trinkwasser sind nur einige der zentralen Funktionen, die nicht unter die Räder einer rein auf Betriebswirtschaft ausgerichteten Forstwirtschaft kommen dürfen. Der Cluster Wald, Holz und Papier hat die gleiche wirtschaftliche Bedeutung wie der Maschinenbau: Dieser wichtige Wirtschaftsfaktor soll sich nachhaltig entwickeln. Kleine und mittelständische Strukturen bei Sägewerken und Schreinereien gilt es zu sichern und zu unterstützen. 

Für den Bereich des Waldbaus fordern die Grünen eine die Zertifizierung der Wälder der öffentlichen Hand nach dem weltweiten FSC-System (Forest Stewardship Council). 5% des Waldes sollten künftig nutzungsfrei sein. Hierzu benötigt Baden-Württemberg einen Nationalpark.

Erneuerbare Energien weiter ausbauen!

Der Anbau nachwachsender Rohstoffe und die Erzeugung erneuerbarer Energien hat ein erhebliches Potenzial für mehr Wertschöpfung und Beschäftigung in ländlichen Gebieten. Mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) hat Rot-Grün den Grundstein für ein enormes Wachstum in dieser mittelständisch geprägten Branche gelegt. Der Anteil des Stroms, der in Deutschland aus erneuerbaren Quellen gewonnen wird, beträgt mittlerweile über 12 Prozent. Die Branche rechnet mit einer halben Million Arbeitsplätze im Bereich der erneuerbaren Energien bis 2020. 

Landwirte profitieren in vielfältiger Weise von den erneuerbaren Energien: Sei es durch die Installation von Photovoltaik-Anlagen auf Dächern landwirtschaftlich genutzter Gebäude, das Betreiben von Windrädern oder das Verpachten von Land für Windenergieanlagen. Über eigene Biogasanlagen oder dezentrale Ölmühlen können sie zudem selbst in die Energieproduktion einsteigen. Große Potenziale liegen in der Nutzung organischer Abfälle und Reststoffe. Beim Ausbau der Bioenergie sind die effizienten Energielinien zu stärken und mögliche negative Auswirkungen auf Natur und Umwelt zu verhindern. Dazu bedarf es klarer Vorgaben zu Fruchtfolgen, Düngeintensität und Pflanzenschutzmitteleinsatz.
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